
versagt blieb, sofern die Streitwertgrenze nicht über­
schritten war. Daß nun auch hier (wenn man von 
Bagatellsachen mit Werten bis zu 50 DM absieht — 
und auch dort kann das erste Gericht, sofern es sich 
um prinzipielle Fragen handelt, die Beschwerde zu­
lassen —) wieder der übliche Instanzenzug vorgesehen 
ist, mag man als Anzeichen einer fortschreitenden 
Normalisierung der Verhältnisse und Folge einer allge­
meinen, auf Verstärkung der staatsbürgerlichen Rechts­
garantien gerichteten Tendenz werten.

Bei Gelegenheit dieser Neuregelung konnte auch die 
notwendig gewordene Entscheidung eines Streits er­
folgen, zu dem wohl die gesamte deutsche höchst­
richterliche Rechtsprechung im Laufe der Jahre 1946 
bis 1948 Stellung genommen hat: der Frage nach der 
Zulässigkeit der weiteren Beschwerde in Hausrats­
sachen. Der von mir1) gegen das Oberlandesgericht 
Gera vertretenen Auffassung, mit der Wiederher­
stellung der Instanzgerichte sei auf der Grundlage 
der allgemeinen Regelung des FFG auch in Hausrats­
sachen die weitere Beschwerde automatisch zulässig ge­
worden, hatten sich allmählich fast alle Oberlandes­
gerichte angeschlossen, zuletzt der Oberste Gerichtshof 
in Köln* 2 *) — lediglich die Oberlandesgerichte Gera und 
Dresden2) verharrten bei ihrer entgegengesetzten Auf­
fassung, die dem Wortlaut der Hausratsverordnung 
auch weiterhin die Unzulässigkeit eines zweiten Rechts-» 
mittels entnahm. Um einen einheitlichen Rechtszustand 
in dieser wichtigen Frage herbeizuführen, blieb nichts 
übrig, als die Gesetzgebung auf den Plan zu rufen, die 
in Übereinstimmung mit jener Tendenz durch § 1 
Buchst, b der Verordnung die Zulässigkeit der wei­
teren Beschwerde festlegte4). —

Eines der besonders typischen Erzeugnisse der Nazi­
gesetzgebung war das Gesetz über eine Bereinigung 
alter Schulden vom 17. August 1938. Sein Hauptzweck 
bestand darin, jene verkrachten Existenzen, die das 
Hauptkontingent des „in der Kampfzeit erfolgten Ein­
satzes für die Bewegung“ stellten, von ihrer Schulden­
last nachhaltig zu befreien; daneben fanden sich Be­
stimmungen über eine allgemeine Vertragshilfe für 
alte Schulden, die allerdings dem „gesunden Volks­
empfinden“ nicht widersprechen durfte. Wenn das Ge­
setz nicht schon gleichzeitig mit dem Erlaß der 
Stundungsverordnung vom 4. Juli 1946 aufgehoben 
wurde, so erklärt sich das wohl aus der damaligen Auf­
fassung, es habe sich wegen seines überwiegend 
nazistischen Inhalts von selbst erledigt und werde nicht 
mehr angewandt. Diese Auffassung erwies sich als 
Irrtum; abgesehen von den noch in erheblicher Anzahl 
schwebenden alten Verfahren wurden in gewissen Be­
zirken der Zone Verfahren auf Grund dieses Gesetzes 
noch bis in die neueste Zeit anhängig gemacht — wohl 
hauptsächlich in Fällen, in denen die Stundungsverord­
nung zur Gewährung von Vertragshilfe nicht aus- 
re'chte Es machte sich daher die ausdrückliche Auf­
hebung des Gesetzes durch die V e r o r d n u n g  z u r  
A u f h e b u n g  d e s  S c h u l d e n b e r e i n i g u n g s ­
g e s e t z e s  vom 21. Mai 1949 (ZVOB1. S. 382) erforder­
lich, die um so unbedenklicher war, als bei strikter An­
wendung das Gesetz wegen der in ihm enthaltenen 
Zeitgrenzen nur noch in den allerseltensten Fällen zur 
Einleitung eines neuen Verfahrens führen konnte und 
ein Ersatz eben in Gestalt der Stundungsverordnung 
vorhanden war. Die Verordnung vom 21. Mai 1949 be­
schränkt sich nicht auf die einfache Aufhebung des 
Gesetzes, sondern trägt im Interesse der Prozeßwirt­
schaftlichkeit Sorge dafür, daß in allen geeigneten 
Fällen die anhängigen Verfahren in ein Verfahren nach 
der Stundungsverordnung überführt werden können.

Schließlich gehört zu dieser Gruppe die V e r o r d ­
n u n g  ü b e r  d i e  A n z e i g e -  u n d  A b l i e f e ­
r u n g s p f l i c h t  s o w i e  ü b e r  d e n  E i g e n t u m s ­
e r w e r b  d e s  F i n d e r s  vom 4. Juni 1949 (ZVOB1. 
S. 444). Die durch diese Verordnung aufgehobene

!) NJ 1947, S. 189.
ä) NJW 1948, S. 554.
5) In NJW 1949, S. 583 zitiert der OGH Köln zu Fußn. 2 eine 

nicht veröffentlichte Entscheidung des OLG Dresden vom 
12. Februar 1949. Aus dem Zitat scheint hervorzugehen, daß 
auch dieses Gericht seine abweichende Rechtsprechung kurz 
vor Erlaß der VO aufgegeben ha*.

4) Die gleiche Regelung ist für die britische Zone durch § 30 
der VO des Zentraljustizamts vom 12. Ju i 1948 — VOB1. S. 210 —

getroffen worden, so daß die Rechtseinheitlichkeit auf diesem 
Gebiet erfreulicherweise über die Ostzone hinausreicht.

Kriegsverordnung datiert vom 16. April 1943 und hatte 
eine Abänderung der Fundvorschriften des BGB inso­
fern zum Gegenstand, als durch sie die Wertgrenze für 
die Anzeigepflicht bei Fundsachen von 3 auf 10 RM 
erhöht und die Frist, mit deren Ablauf der Finder das 
Eigentum erwirbt, von 1 Jahr auf 3 Monate verkürzt 
worden war. Die letztere Bestimmung ist — außer bei 
Geld, Wertpapieren und Kostbarkeiten — auch durch 
die neue Verordnung aufrechterhalten worden, da die 
Erfahrung gelehrt hat, daß nach Ablauf dieser Frist 
Nachforschungen seitens des Verlierers bei den Fund­
ämtern normalerweise nicht mehr erfolgen, anderer­
seits eine schnellere wirtschaftliche Ausnutzung von 
Fundsachen heute nicht weniger notwendig ist als im 
Jahre 1943. Dagegen beträgt die Wertgrenze, bei deren 
Überschreitung ein Fund anzeigepflichtig ist, nunmehr 
wieder 3 DM; angesichts der Tatsache, daß, soweit 
keine Anzeigepflicht besteht, der Verlierer in aller 
Regel mit dem endgültigen Verlust rechnen muß und 
der Verlust eines Gegenstandes im Werte von 3 bis 
10 DM für weite Kreise der Bevölkerung schon er­
heblich ins Gewicht fällt, erschien nach Durchführung 
der Währungsreform die alte Regelung wieder ange­
messen.

II.
In allen Zonen Deutschlands ist in diesem Jahre die 

Liquidation einer der traurigsten Kriegsfolgen in An­
griff genommen worden: Die Toterklärung von
Hunderttausenden von Kriegsverschollenen. Die in der 
Ostzone hierzu erlassene, den Grundsatz des § 4 Abs. 1 
VerschGes. abändernde V e r o r d n u n g  ü b e r  d i e  
Z u l ä s s i g k e i t  v o n  A n t r ä g e n  a u f  T o d e s ­
e r k l ä r u n g  v o n  K r i e g s t e i l n e h m e r n  vom
22. Februar 1949 (ZVOB1. S. 124) ist in diesen Blättern 
bereits eingehend besprochen worden5); auf jene Aus­
führungen kann verwiesen werden.

Mit der ungeheuren Zahl der „Vermißten“ hat es, 
wie noch keineswegs genügend bekannt ist, eine eigene 
Bewandtnis; sie ist mit einem besonders gewissenlosen 
Verbrechen des Hitler-Regimes verknüpft. Um die 
riesigen Verluste im Feldzug gegen die Sowjetunion zu 
verschleiern und Beunruhigung im Lande zu ver­
meiden, ging das OKW dazu über, gefallene Kriegsteil­
nehmer als „vermißt“ zu melden; die Zahl der Fälle, 
in denen dieses Täuschungsmanöver ohne Rücksicht auf 
die den Angehörigen zugefügten Seelenqualen ange­
wandt wurde, übersteigt eine Million. Die Geheim­
kartei, in der die Namen dieser Gefallenen verzeichnet 
sind, fand sich nach dem Mai 1945 im Gebiet einer 
westlichen Besatzungszone. Daß die betreffende Be­
satzungsmacht, nachdem sie anfänglich und nur in 
einem Bruchteil der Fälle Angehörige benachrichtigt 
hatte, weitere Bekanntmachungen unterbunden hat, 
um dem Propagandamärchen von den „in Rußland zu­
rückgehaltenen Kriegsgefangenen“ neuen Stoff zu 
geben, und sich so zum Nutznießer eines Naziver­
brechens gemacht hat, ist ein trübes Zeichen der Zeit.

Als Folge dieser Vorgänge werden nun überall in 
Deutschland die Amtsgerichte mit Anträgen auf Todes­
erklärungen überflutet werden, da zu den Fällen wirk­
licher Verschollenheit ja hunderttausende Fälle 
kommen, in denen ohne das gekennzeichnete Täu­
schungsmanöver eine einfache Sterbebescheinigung ge­
nügt hätte In Voraussicht dieser Überbelastung wurde 
die D u r c h f ü h r u n g s v e r o r d n u n g  vom 23. Juli 
1949 (ZVOB1. S. 550) zu der oben genannten Verord­
nung vom 22. Februar 1948 erlassen, deren Vorbild 
das in einer ähnlichen Situation nach dem ersten 
Weltkrieg geschaffene Gesetz über die Todes­
erklärung Kriegsverschollener vom 20. Februar 1925 
(RGBl. S. 15) ist. Wie dieses Gesetz, so bestimmt 
auch die VO vom 23. Juli 1949 ein einheitliches 
Datum — den 31. Juli 1949 — als die Todes­
zeit derjenigen Verschollenen, die auf Grund der 
VO vom 22. Februar 1949 für tot erklärt werden 
können; dies Datum ist also die Todeszeit aller 
derjenigen, deren Todeserklärung nicht schon auf 
Grund des § 4 Abs. 2 des VerschGes. erfolgen kann. 
Damit werden für den Regelfall die Ermittlun­
gen, die sonst hinsichtlich der Todeszeit nach § 9 
Abs. 2 VerschGes. erforderlich gewesen wären, über­
flüssig, was in der Mehrzahl aller Fälle zu einer er-

5) Zimmerreimer, die Todeserklärung von Kriegsteilnehmern, 
NJ 1949, S. 83 ff.
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